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Atommüll 
 

Gorleben soll 
im Verfahren 
bleiben 
 
Streit um Deckgebirge 
spitzt sich zu 
 
Mal offen, mal verdeckt wird 

in der Endlagerkommission 

des Deutschen Bundestages 

der Streit um Gorleben ge-

führt. Gegenwärtig ringt die 

CDU um geologische Abwä-

gungskriterien, die den Salz-

stock Gorleben im Topf belas-

sen. Flankiert wird das von 

politischen Vorabentscheidun-

gen wie jüngst in der Abspra-

che zwischen Bundesumwelt-

ministerin Barbara Hendricks 

(SPD) und dem bayrischen 

Ministerpräsidenten Horst See-

hofer (CSU), Gorleben in je-

dem Fall nicht fallen zu las-

sen. 

Die Stellungnahme von Stef-

fen Kanitz (CDU) – Kommis-

sionsdrucksache AG 3-57 – zu 

der Frage, ob ein Deckgebirge 

über einem Wirtsgestein hin-

sichtlich des sicheren Ein-

schlusses von hoch radioakti-

ven Abfällen von Bedeutung 

ist, ist für die Bürgerinitiative 

Umweltschutz Lüchow-Dan-

nenberg e.V. (BI) ein Beispiel 

dafür, wie ohne Nennung Gor-

lebens doch nur das Festhalten 

an Gorleben gemeint ist. Am 

17. und 18. Dezember 2015 hat 

die Arbeitsgruppe der Endla-

gerkommission, die die Endla-

gerkriterien erarbeitet, gewich-

tige Vorentscheidungen getrof-

fen. 

Für eine Million Jahre soll der 

Müll möglichst sicher gegen-

über der Biosphäre abge-

schirmt werden. Bekanntlich 

gibt es über dem Salzstock 

Gorleben auf 7,5 Quadratkilo-

metern keine wasserabwei-

sende Tonschicht. „Bei der 

Verengung der Debatte auf 

tiefengeologische Endlager 

spielt es eine Rolle, ob die 

Umgebung eines Wirtsge-

steins, sei es Ton, Granit oder 

Salz, eine zusätzliche Barriere 

darstellt“, schreibt die BI.  

Nun gibt es in Teilen der 

norddeutschen Tiefebene das 

Problem, dass für einen sol-

chen Zeitraum mit 10 Eiszei-

ten zu rechnen ist, die das 

Deckgebirge über aufsteigen-

den Salzstöcken wegrasieren 

können und dass es wegen 

Permafrostrissen wie in Gor-

leben Wasserwegsamkeiten ge-

ben kann. 

„Ein Deckgebirge als Sicher-

heitsbarriere ist unverzichtbar. 

Doch Gebiete, die von einer 

Eiszeit berührt werden, müs-

sen raus aus einem Suchver-

fahren. Stattdessen wird in der 

Kommission darüber gestrit-

ten, ob dem Deckgebirge 

überhaupt eine Bedeutung zu-

kommt oder ob das Deckge-

birge 300, 500 oder 600 Meter 

stark sein muss“, kritisiert BI-

Sprecher Wolfgang Ehmke. 

Ehmke: „Angesichts der sehr 

unterschiedlichen Eigenschaf-

ten der Wirtsgesteine wie 

Elastizität oder Sprödigkeit 

mutet es darüber hinaus schon 

sehr merkwürdig an, einheitli-

che Bewertungsparameter ein-

zufordern, wie es Steffen Ka-

nitz macht. Da neuerdings ge-

plant ist, ein Mischlager ein-

zurichten und dabei die Gas-

entwicklung in einer solchen 

Deponie ein zusätzliches 

Problem ist, mutet das Gefeil-

sche um die Rolle des Deck-

gebirges, nur um Gorleben 

weiter fortschleppen zu kön-

nen, schon grotesk an.“ 

Nicht nachvollziehbar ist für 

die BI, dass die Kommission 

sich mehrheitlich auf den 

Standpunkt stellt, allein tie-

fengeologische Lagerstätten 

böten eine lange Sicherheit. 

Alternativen, beispielsweise 

die Lagerung in tiefen Bohrlö-

chern, wurden verworfen. 
 
Die Castor-Vereinbarung 
zwischen Frau Hendricks 
und Herrn Seehofer 
 

„Die Bayerische Staatsregie-

rung und das Bundesumwelt-

ministerium stimmen darin 

überein, dass die Rückführung 

der 26 Behälter mit verglasten 

Abfällen aus der Wiederauf-

arbeitung im europäischen 

Ausland eine gesamtstaatliche 
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Aufgabe darstellt, bei der 

auch Bayern bereit ist, Mit-

verantwortung zu überneh-

men. Die aus Frankreich kom-

menden Castoren sollen in 

Philippsburg, die aus Groß-

britannien kommenden Casto-

ren sollen mit drei Transpor-

ten zurückgeholt und gleich-

mäßig – je sieben – auf die 

Standorte Biblis, Brokdorf und 

Isar verteilt werden.“ So heißt 

es einleitend in der gemein-

samen Erklärung der Bayeri-

schen Staatsregierung und des 

Bundesministeriums für Um-

welt, Naturschutz, Bau und 

Reaktorsicherheit vom 4. De-

zember 2015, mit der die Bun-

desumweltministerin Barbara 

Hendricks (SPD) den Wider-

stand des bayerischen Minis-

terpräsidenten Horst Seehofer 

(CSU) gegen die Zwischen-

lagerung solcher Castorbehäl-

ter auch in Bayern meinte 

überwunden zu haben. Weiter 

heißt es in den Text unter 

anderem: „Die Bayerische 

Staatsregierung und das Bun-

desumweltministerium stimmen 

in dem Ziel überein, dass die 

im Standortauswahlgesetz vor-

gesehenen zeitlichen Planun-

gen für die Bereitstellung des 

Endlagers für insbesondere 

wärmeentwickelnde Abfälle ein-

gehalten werden. Dazu gehört 

auch, dass die nach § 3 Stand-

ortauswahlgesetzes eingerich-

tete Kommission Lagerung 

hochradioaktiver Abfallstoffe, 

in der auch Bayern vertreten 

ist, ihre Arbeiten konsequent 

und erfolgreich im Juni 2016 

abschließt. (…) Mit dem zügi-

gen Beginn des Auswahlver-

fahrens – ohne Vorfestlegung 

auf einen Endlagerstandort 

und ohne Ausschluss eines 

Standortes – kann sicherge-

stellt werden, dass mit der 

Räumung der Standortzwi-

schenlager vor Ablauf der be-

stehenden Aufbewahrungsge-

nehmigungen begonnen wird.“ 

Auf diesen Zusatz, in dem et-

was verklausuliert zugesichert 

wird, dass der Salzstock Gor-

leben auch nach einer Evalua-

tion des Standortauswahlge-

setzes durch die Endlager-

kommission im Verfahren 

bleibt, reagiert die Bürgerini-

tiative Umweltschutz Lüchow-

Dannenberg (BI) entsetzt. BI-

Sprecher Wolfgang Ehmke: 

„Mit anderen Worten: Gorle-

ben bleibt im Verfahren und 

Seehofer spekuliert darauf, 

dass die Endlagersuche an 

Bayern vorbeigeht. Damit wer-

den auch die Vorschläge der 

Endlagerkommission entwer-

tet.“ 

Darüber hinaus sichert Hend-

ricks Seehofer zu, dass die 

hochradioaktiven und hochan-

gereicherten Forschungsabfäl-

le aus dem Reaktor Garching 

in das Zwischenlager Ahaus 

verbracht werden sollen. „Tau-

sche Castor gegen Castor, das 

ist keine Lösung, das ist ab-

surd“, so Ehmke. 

Der Vertragstext Hendricks/See-
hofer: http://www.bi-luechow-

dannenberg.de/wp-

content/uploads/2015/12/castoren

_rueckfuehrung_bayern_erklaeru

ng_signiert.pdf   

 
Lüchow, 23. Januar 2016 
 

ALLES FALSCH 
GEMACHT! 
 
Endlagersuche am Bei-
spiel Gorleben 
 
1977 wurde Gorleben als Stand-

ort für ein „Nukleares Entsor-

gungszentrum“ bestimmt. Mit 

der Verabschiedung des Stand-

ortauswahlgesetzes (StandAG) 

sollte die Suche nach einem 

Endlagerstandort noch einmal 

ganz neu beginnen. Doch trotz 

geologischer Bedenken und 

gegen massive politische Ge-

genwehr blieb Gorleben wei-

ter im Verfahren. Welche Feh-

ler von der Standortbenen-

nung Gorlebens bis zur Ver-

abschiedung des StandAG 

gemacht wurden und weiter-

hin gemacht werden, welche 

Konsequenzen mit Blick auf 

eine gesellschaftlich akzep-

tierte Atommüllpolitik daraus 

zu ziehen sind und wie es wei-

ter geht, wenn die Endlager-

kommission Ende Juni 2016 

ihren Bericht vorlegt – diesen 

Themen widmet die Bürger-

initiative Umweltschutz Lüchow-

Dannenberg eine ganztägige 

Vortrags- und Diskussions-

Veranstaltung im Kraftwerk 

Lüchow (Seerauer Str. 14, 

29439 Lüchow) und lädt dazu 

für den 23. Januar 2016 von 

10 bis 18 Uhr ein. 

Weitere Informationen unter 

http://www.bi-luechow-

dannenberg.de/?page_id=15542, 

Rosenstr. 20, 29439 Lüchow, 

buero@bi-luechow-dannenberg.de, 

 05841-4684.  

 

Göttingen, 6. Februar 2016 
 

8. Atommüllkon-
ferenz der Stand-
ortinitiativen 
 

Inhaltliche Schwerpunkte der 

8. Atommüllkonferenz sind die 

Folgen und Spätfolgen der Re-

aktorkatastrophen von Tscher-

nobyl und Fukushima. Aus-

serdem erarbeitet die Kom-

mission Lagerung hoch radio-

aktiver Abfallstoffe des Deut-

schen Bundestages derzeit ih-

ren Abschlussbericht und will 

ihre Kriterien für die Stand-

ortauswahl Ende Januar vor-

stellen. Das wird dann eben-

falls Thema sein. Es ist davon 

auszugehen, dass hoch radio-

aktive Abfälle mehr als 40 

Jahre zwischengelagert wer-

den und Atommüll aus der 

„Wiederaufarbeitung“ im Aus-

land zurück nach Deutschland 

kommt. Es stellt sich deshalb 

die Frage, wie es um Sicher-

heit und Öffentlichkeitsbetei-

ligung bei den Zwischenlagern 

steht. Als elementare Vorstufe 

zur Lagerung von Atommüll 

steht auch die Konditionie-

rung im Fokus. Die Planungen 

zum Projekt Atommüllreport 

werden fortgesetzt und gegen 

die „Entsorgung“ von freige-

messenem Atommüll auf De-

ponien soll eine Kampagne 

initiiert werden. 

Zu diesem Programm wird zum 

6. Februar 2016 von 11 bis 17 

Uhr in die Volkshochschule Göt-

tingen eingeladen: Bahnhofsallee 

7, 37081 Göttingen. Formlose An-

meldung per Email: 

anmeldung@atommuellkonferenz

.de.   

Atommüll 
 

Drei Millionen 
Euro für den 
„Zukunftsfonds 
Asse“ 
 

Die Region rund um die 

Schachtanlage Asse II erhält 

weitere Fördermittel des Bun-

des. Nach erstmaliger Zahlung 

Ende 2014 gab Bundesum-

weltministerin Barbara Hend-

ricks die zweite jährliche 

Tranche in Höhe von drei Mil-

lionen Euro zur Auszahlung 

an die „Stiftung Zukunfts-

fonds Asse“, eine rechtsfähige 

Stiftung des öffentlichen 

Rechts, frei. Das teilte das 

Bundesumweltministerium 

(BMUB) am 22. Dezember 

2015 mit. Dieser Nachfolge-

stiftung der „Zukunftsfonds 

Asse gGmbH“ ermögliche der 

Bund damit eine umfangrei-

che finanzielle Förderung der 

Region, heißt es. 

„Die Rückholung der radioak-

tiven Abfälle und die Stillle-

gung der Schachtanlage Asse 

II werden eine gewaltige Her-

ausforderung für die nächsten 

Jahre und Jahrzehnte sein. Mit 

dem „Assefonds“ trägt der 

Bund diesem Umstand insbe-

sondere mit Blick auf die be-

troffenen Menschen in der Re-

gion Rechnung“, wird Bundes-

umweltministerin Barbara Hend-

ricks zitiert. 

Ziel ist es, die widerrechtlich 

in der Schachtanlage Asse II 

eingelagerten radioaktiven Ab-

fälle zurückzuholen. In der 

Anlage lagern rund 126.000 

Fässer mit radioaktiven Abfäl-

len, deren Zusammensetzung 

nicht eindeutig bekannt ist. 

Um damit einhergehende Be-

lastungen auszugleichen, er-

hält die Region vom Bund seit 

2014 jährlich einen Betrag 

von drei Millionen Euro. In 

den benachbarten Gemeinden 

der Schachtanlage sollen diese 

für Zukunftsinvestitionen aus-

gegeben werden. „Konkret 

werden damit regionale Pro-

jekte unterstützt, die im all-

gemeinen Interesse sind“ heißt 
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